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FDP�Exponen1 
waren für Sorr 

Di e Bündner Regierung wHl di e kantonale Fremdspracheninitiative für ungültig erldaren lassen. 
La u t Fachleuten hat das Konsequenzen für alle vergleichbaren Initiativen in anderen Kantonen. 

Der NZZ-Verwahungsr.c 
sicherte sich a b, bevor 
die Verhandlungen mit 
Markus Somm anHefen Ali1lj411 IB1111rtrü 

Im emotionalen Streit um den Fremd­
sprachenunterricht geht es lãngst nicht 
mehr um pãdagogische Argumente. Di e 
Frage, welche Fremdsprachen die Pri­
marschüler lernen sollen, ist zu einem 
Politikum geworden. Nun erreicht der 
Streit eine neue Dimension: Bald wer­
den · wohl die Richter über die Fremd­
sprachenfrage entscheiden müssen. 

Die Bündner Regierung will namlich 
die Fremdspracheninitiative in ihrem 
Kanton für ungültig erklãren lassen. 
Gestern verõffentlichte Erziehungsdi­
rektor Martin]ager di e Botschaft zuhan­
den des Kantonsparlaments. Die Volks­
initiative, die verlangt, dass Bündn�r 
Primarschüler nur noch eine Fremd­
sprache lernen müssen, verletze Bun­
desrecht und die Kantonsverfassung, 
begründet die Regierung den drasti­
schen Schritt. Si e stützt sich auf ein Gut­
achten des St. Galler Rechtsprofessors 
Bernhard Ehrenzeller. Di e Initianten zei­
gen kein Verstãndnis: «Das Thema ist für 
uns sicher ni eh t gegessen», sagt]õri Luzi 
vom Initiativkomitee. Man werde das 
Gutachten analysÚ:ren, das weitere Vor­
gehen festlegen un d sicher auch das Er­
stellen eines Gegengutachtens . prüfen. 
Segnet das Parlament die Ungültigkeits­
erklarung ab, kõnnten di e Initianten vor 
Gericht gehen. Regierungsrat ]ager sel­
ber rechnet damit, dass die Frage wohl 
erst vor Bundesgericht entschieden 
werde. «Ein Lausanner Entscheid hatte 
Signalwirkung für die ganze Schweiz», 
sagt er. Di e Bündner Fremdsprachenini­
tiative schade dem dreisprachigen Kan­
ton besonders, weil sie di e Sprachregio­
nen gegeneinander ausspiele. 

· Die Entwicklung in Graubünden ist 
für die ganze Schweiz interessant. Zur­
zeit laufen in rund einem halben Dut­
zend Kantonen Bestrebungen, die 
zweite Fremdsprache aus der :Prií.narc 
schule zu streichen. Müssen nun alle Ko­
mitees befürchten, dass ihre initiativen 
für ungültig erldart werden? Aus Sicht 
des Rechtsprofessors Ehrenzeller schon: 
Die Widersprüche zum Bildungsartikel 
in der Verfassung un d zum Sprachenge­
setz seien auf alle Kantone anwendbar, 
in denen es Fremdspracheninitiativen 
gebe. «Die Bundesverfassung verpflich­
tet die Kantone zur Harmonisierung des 

.schulwesens», sagt Ehrenzeller, der sel­
ber an diesem Bildungsartil<el mitgear­
beitet hat. Die Kantone hatten aufgrund 
d er Verfassung eigene Regeln definiert­
etwa den sogenarinten Sprachenkom­
promiss mit zwei Fremdsprachen in der 
Primarschule. Es sei nicht vorgesehen, 
dass ein Kanton wieder aussçhere und 

HaushaltspoHtik 
jede zweite Stadt 1;ecbnet 
mit roten Zahlen 
Di e überwiegende Mehrheit d er Schwei­
zer Stãdte rechnet für nãchstes Jahr mit 
roten Zahlen. In einer Umfrage des Stad­
teverbandes gaben70 Prozent der Stadte 
an, für 2015 ein Defizit zu budgetieren. 
Lediglich knapp ein Viertel der Stadte 
rechnet mit einem Überschuss, wie der 
Schweizerische Stãdteverband am Don­
nerstag mitteilte. Sechs der 85 Stadte, 
die an der Umfrage teilnahmen, gehen 
von einem ausgeglichenen Budget aus. 
Zusammengerech;net weisen die 85 
Stadte und stãdtischen Gemeinden 
e in en· budgetierten Fehlbetrag von 350 
Millionen Franken aus, wie der Stadte­
verband schreibt. (sda) 

Luftverkehr 
Helifirmen sensibili.sieren 
fü.r Schweizer Anliegen · 
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Rita IFiulbac�er lllllllld Clhristiali'il l 

Die umstrittene Kandidatur va 
Somm als neuer NZZ-Chefrec 
um eine überraschende Facett 
Der neunkõpfige VerwaltungE 
bei «wichtigen liberalen Persi 
ten der Schweiz» Sondierur 
genommen, was man von ein 
gement des Chefredaktors un< 
gebers der «Basler Zeitung» al1 
g er von Markus Spillmann halt< 
Das erklarte VR-Prãsident 

]ornod am Donnerstag an eim 
tionsinternen Informationste 
die Ressortleiter des freisinni 
tes. Angesichts des Sturms de 
tung, den die Kandidatur Soro 
und ausserhalb d er Redaktion 
hatte, sah sich]ornod gezwun 
Geschãftsreise in Asien abzubJ 

Die Nahe Somms zu Chris· 
eh er un d «die damit verbunder 
matik in Bezug auf die zentrale 
Unabhãngigkeit» hatten den 
tungsrat <<beschãftigt»� Die Sonc 
hãttenjedoch «ein sehr positivE 
Kandidatur Somm» gezeichnet 
Jornod in d er schriftlichen Vers 
Offentlichkeit. Die Evaluation e 
datur sei deshalb vertieft word< 

Frühenglisch i.n d er Prirnarscb.ule: llirnJt Fremdsprachenstreit werden bal d Ri eh. t er entsc:héiden. Foto: Regina Kühne (Keystone) Libera! e Persl()nen lmntald 
Das Feedback würde laut Insid 

Unklarheiten würde auch Waldmann ren, weshalb der NZZ-Verwaltu 
einen Entscheid des Bundesgerichts dem es zuvor ablehnende Stir 
begrüssen. geben hatte, sich schlíesslich ei 

seine eigene Lõsung wahle. Die «reine Die Konferenz der kantonalen Erzie­
Schulhoheit d er Kantone» gebe es nicht hungsdirektoren (EDK) teilt die Einschat­
mehr, seit der 2006 vom Stiinmvolk an- zung des Gutachters zum Bildungsarti­
genommene Bildungsartikel in Kraft sei. kel in der Verfassung. «Wir sin d der Mei-

Aus Ehrenzellers Sicht widerspre- nung, dass für alle Kantone auch in der 
chen die Fremdspracheninitiativen in . Sprachenfrage eine Harmonisierungs­
Nidwalden, Luzern o d er anderswo auch · ·· pflícht besteht», sagt der EDK-Prasidént · 
d em Sprachengesetz dés Bundes. Dort un d baselstãdtische Erziehungsdirektor 
steht, das s di e Schüler am Ende der Christoph Eymann. 
obligatoriscnen' ··· Sch:ulz�it über . . 

«Kompetenzen in mindestens einer Widersp:rllllch ausFrellbmg 
zweiten Landessprache un d einer wei- . Anders si eh t es der Freiburger Staats­
teren Fremdsprache» verfügen müssen. rechtsprofessor · Bernhard Waldmann: 
Die Nidwaldner Regierung niõchte den Der Harmonisierungsauftrag der Verfas­
Franzõsischunterricht auf di e Sekun- sung müsse so ausgelegt werden, dass er 
darstufe verschieben. Dort soll es mehi b los s Ziele für Schulstufen vorgebe und 
Lektionen geben und sogar einen . nicht für einzelne Facher. Ansonsten 
Sprachaustausch. Sie geht dayon at1s, verkame die ebenfalls in der Ver{assung 
dass das Sprachengesetz so eingehalten . .verankerte kantonale Schulhoheit zur 
wird. Ehrenzeller widerspricht: «Wer Leerformel. Der Sprachenkompromiss 
das Sprachengesetz so liest, verkennt der Kantone gelie darüber hinaus, weil 
dessen Bedeutung.» Man · müsse auch er bereits fãcherspezifische Inhalte vor­
die Entstehungsgeschichte berücksich- gebe. «Ein Ausscheren einzelner Kan­
tigen. Das Parlament habe di�se zurück- tone muss daher nkht zwingend eine 
haltende Formulierung bewusst so ver- Verletzung von Art. 62 Abs. 4 der Bun­
abschiedet, weil sich di e Kantone be- desverfassung zur Folge ha ben», schrieb 

. reits auf den Sprachenkompromiss geei- er kürzlich in einem Meinungsbeitrag 
nigt hãtten. für di e NZZ. Angesichts d er bestehenden 

Die betroffenen Kantone reagieren für Somm aussprach. Wer de 
unterschiedlich auf die Entwicklungen. Somm ins Spiel gebracht hatt 
.In St. GallenhatdieRegierung kürzlich an der Informationsveranstalt 
eine Volksil1Ú:iadvê; di e den Lehrplan21· gesagt. Nicht bekannt ist, welc 
aushebeln und die zweite Fremdsprache tigen liberalen Persõnlichl<eit< 
aus der Primarstufe streichen will, fragt worden sind. In Aktiona 
bereits .in d er Vorprüfung für ungültig kursieren di e Namen von E 
erklãrt. Auch dort lauft es auf einen . ]ohann Schneider-Ammann, 
Rechtsstreit hinaus: Die Initianten ha- Prasident Walter Kielholz und I 
ben beim Verwaltungsgericht Be- dent Philipp Müller. Es seien ru 
schwerde erhoben. Die 'fhurgauer .Re- sonen kontaktiert worden. l\ 
gierung, di e im Auftrag ihres Parlaments klarte auf Anfrage, er «komJ 
das Frühfranzõsisch abschaffen muss, dementiere oder bestãtige sold 
schreibt: Der Bildungsartikel in der Ver- che grundsatzlich nicht». 

. fassung sei «auslegungsbedürftig in Be- Mehrere angefragte FDP-l\ 
zug auf Weg und Ausmass d er Harmoni- zeigen si eh hõchst erstaunt übE 
sierung». Es sei heute no eh nicht kiar, o b Aussagen. Balz Hõsly, Anwalt i 

die Kantone den Harmonisierungsauf- dent der· Standortmarketing 
trag erfüllterr. «Die Kantone werden tion Greater Zurich Area AG: · 
dazu Mitte 2015 Bilanz ziehen.» mir nícht 'vorstellen, dass jen 

P[IIF Das Gutachten zum 
Herunterladen 
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sich in den letzten Jahren al 
Zürcher Persõnlichkeit profi 
mit Somm als NZZ-Chefreda 
verstanden sein kartn.» 

Mehr Rechte für vorlãufig Aufgenommene 

«De:r passt skh dann schm 
Soinm hinterliess mit sein er d 
schen Art laut ]ornods Ausf1 
vor den Ressortleitern bei se 
stellungsgesprãchen im Verwé 
einen sehr guten Eindruck. E 
spielte dabei auch die 'fatsach 
�DP-Mitglied ist. Auf Einwãr 
Somm bei der BaZ einen oft pr< Di e Migrationskommission 

des Bundes macht eüien 
brisanten Vorschlag: . 
Vorlaufig aufgenommene 
Asylsuchende so Uen einen 
neuen Status erhalten. 

Cihll'isitial'il IBr<iilllll'ilimann 

Der «Etikettenschwindel» ist seit]ahren 
bekannt:.Jedes Jahr ninimt di e Schweiz 
mehrere Tausend Asylsuchende «Vcir­
lãufig» auf. Es sirid Menschen, d� e zwar 
die Bedingungen zum Erhalt des Flücht­
lingsstatus ·ni eh t erfüllen, a b er den­
noc.h nicht in · ihre Heimat zurückgé­
schicktwerden kõnnen. Beispielsweise 
weil dort Bürgerkrieg herrscht oder 
Folter droht. Aus der vorlaufigen Auf­
nahme wird in den meisten Fallen frü-
h .ar nrl.o.r cn::ii-.c.r .al n .o. rl.afin1+lu.o. ni e .OC' C'l"\. 

hat, lasst ein solcher nach wie vor auf sich 
warten. Gestern hat nun die Eidgenõssi­
sche Kommission für Migrationsfragen 
(EKM) - ein.e verwaltungsexterne Fach­
gruppe - ihren Vorschlag prasentiert. 

Nicht mehr zeitgemass 
Die EKM empfiehlt, die vorlaufige Auf­
nahme durch einen neuen «komplemeri­
taren Schutzstatus» zu ersetzen. Nach­
teile gegenüber anerkannten Flüchtlin­
gen soll dieser kaum mehr aufweisen. 
Nach spãtestens sechs ]ahren im neuen 
Schutzstatus soll ein Asylsuchender eine 
regulãre Aufenthaltsbewilligung erhal­
ten. Bis dahin soll der Schutzst;:ltus wie­
der aberkannt werden kõnnen. EKM­
Prasident ,Walter Leimgruber begrün­
dete den Vorschlag vor den Medien da­
mit, dass die aktueHe Regelung den im­
mer komplexer gewordenen Migrations­
gründen nicht mehr gerecht werde. 

A C''I:Tl.n.riT":l'Mico":li-ir�.n.o.rr. '11nr1 1;,.., lr.o. n.,.,.._ 

'fatsãchlich unterbreitete das Bundes· 
amt für Migration (BFM) der zustãndigen 
Subkommission des Nationalrats bereits 
vor einem]ahr einen Vorschlag, wie der 
Status der vorlãufigen Aufnahme abge­
lõst werden kõnnte. Das Papier, über 
welches auch Radio SRF berichtet hat, 
liegt dem «Bund» vor. Als «mõglicher Lõ� 
sungsvorschlag» ist ein� Regeli.mg skiz­
ziert, wonach die meisten Betroffenen 
statt einer vorlaufigen Aufnahme direkt 
eine Aufenthaltsbewilligung erhalten 
würden. Gemass Subkommissionsprãsi­
dent Gerhard Pfister(CVP) war die Kritik 
aus bürgerlichen Kreisen gegenüber 
dieser Idee «sehr stark». 

Der Vorschlag verschwand fürs Erste 
in der Schublade. Inzwischen hat der 
Bundesrat a b er das ]ustiz- un d Polizeide­
partement mit der Ausarbeitung eines 
umfassenden Berichtsbeauftragt. Dieser 
wird nãchstes]ahr erwartet. 

. anderen Kurs gefahren sei, so 
geantwortet haben: «Der passt 
schon der NZZ an.» 

Und warum war es dann doc 
bruch der Verhandlungen ge 
«Es gab Dinge, die nicht zusam 
ten, in der Sache und in den I 
gen», schreibt ]ornod in der lV 
Den Ressortleitern sagte er, r 

wissen wollen, wie Somm fina 
BaZ stehe, wie di e Eigentumsve 
aussãhen. Somm habe das nir 
legen wollen. Ein Kenner de 
tungsrats vermutet, dass die N 
tien wollte, dass Somm nicht m 
nãr der BaZ ist. Gemãss «Bund 
chen ist Somm über einen J 
bindungsvertrag der BaZ verpf 

Jornod informierte am D< 
auch über di e Gründe für die ' 
-n.r....-. 1\Jr.,,..lr'l'l<"" Q ....... ill,-, .. ,.. .. ., .....,. ,...., ·1\/í..,..., 


